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→ Recht aktuell

Verwechselung von Marken 

von lucie kianková
Rödl & partner prag

Für die Zwecke dieses Artikels werden die folgen-
den Fälle stark vereinfacht geschildert. Wir sind 
selbstverständlich gern bereit, eine umfassendere 
Darlegung oder die entscheidungen selbst in vol-
lem Wortlaut zur Verfügung zu stellen.

puMA vs. puMA-System

Gegenstand des Rechtsstreits war die beurteilung 
der Frage, ob eine eintragung der Marke puMA-
System eine Ähnlichkeit mit der zuvor eingetrage-

nen notorisch bekannten Marke puMA begründet, 
auch wenn eine solche bezeichnung für sehr weit 
entfernte Warengruppen und Dienstleistungen an-
gemeldet wird. 
 Am 1. Juni 2017 meldete die cAMäleon 
produktionsautomatisierung Gmbh (Deutschland) 
eine eu-Marke mit dem Wortlaut puMA-System 
an, insbesondere für Werkzeugmaschinen, compu-
terhardware und -software und Dienstleistungen in 
diesen bereichen (klassen 7, 9, 16 und 42). Gegen die 
eintragung dieses Zeichens in das eu-Markenregis-
ter legte die puMA Se (Deutschland) Widerspruch 
ein. Zur begründung ihrer Ansprüche berief sich die 
puMA Se auf ihre beiden bildmarken puMA (bei-

Denken Sie darüber nach, eine Marke als Warenzeichen registrieren zu lassen? Oder 
stehen Sie gerade vor der herausforderung eines „Rebrandings“ Ihres unternehmens? 
neben einer guten Idee für den Wortlaut und das Design des logos ist sehr wich-
tig, eine gründliche Recherche über bestehende Marken auf dem Markt vorzunehmen, 
damit Sie nicht zu einem späteren Zeitpunkt unangenehm überrascht werden, wenn 
bereits ein anderer Rechtsträger das gleiche oder ein sehr ähnliches logo nutzt. In 
unserem newsletter präsentieren wir daher eine Zusammenfassung dreier aktueller 
und interessanter entscheidungen des Gerichts der europäischen union aus diesem 
Jahr, in denen sich das Gericht mit der Frage der Ähnlichkeit von Marken und einer 
möglichen Verwechslung durch die Öffentlichkeit beschäftigt. Wir hoffen, dass diese 
entscheidungen Ihnen dabei helfen können, potenzielle Markenkonflikte zu vermeiden 
und (nicht nur) Ihre Marketingabteilung zu entsprechenden Stolpersteinen zu sensibi-
lisieren.
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de am 30. Juni 2014 unter den Anmeldenummern 
12579728 und 12579694 als eu-Marken eingetra-
gen), obwohl diese Marken insbesondere für Sport-
bekleidung, Sportausrüstung und Zubehör (klassen 
18, 25 und 28) eingetragen sind, d. h. für Waren und 
Dienstleistungen, die jenen des angemeldeten Zei-
chens grundsätzlich nicht ähnlich sind. 
 Das Gericht der europäischen union 
wies die klage von puMA teilweise ab und be-
gründete sein urteil wie folgt: Der umstand, dass 
die angemeldete Marke der älteren Marke ähnlich 
ist und dass die ältere Marke eine herausragen-
de bekanntheit genießt, reicht nicht automatisch 
aus, um das bestehen einer beziehung zwischen 
den gegenständlichen Marken zu begründen. nach 
Auffassung des Gerichts müssen für die Anwen-
dung von Artikel 8 Absatz 5 der unionsmarken-
verordnung stets drei Voraussetzungen kumulativ 
erfüllt sein: a) die kollidierenden Marken müssen 
identisch oder ähnlich sein, b) die ältere Marke 
muss bekannt sein, und c) es muss die Gefahr be-
stehen, dass die Verwendung der angemeldeten 
Marke die unterscheidungskraft oder den guten 
namen der älteren Marke in unlauterer Weise aus-
nutzt. Im vorliegenden Fall kam das Gericht der 
eu zu dem Schluss, dass diese Voraussetzungen 
nur bei einigen Waren und Dienstleistungen erfüllt 
sind. nach Ansicht des Gerichts der eu zielen die 
kollidierenden Marken auf zwei völlig unterschied-
liche Zielgruppen an Verbrauchern, zwischen de-
nen es kein relevantes verbindendes element gibt. 
Während die angemeldete bezeichnung im We-
sentlichen mit spezialisierten Waren und Dienst-
leistungen für Fachleute in diesem bereich in Ver-
bindung gebracht wird, beziehen sich die älteren 
Marken von puMA auf Waren und Dienstleistun-
gen für die breite Öffentlichkeit. Aus diesem Grund 
wurde die Anmeldung der jüngeren Marke nur in-
soweit zurückgewiesen, als sich die angesproche-
nen Verbrauchergruppen der kollidierenden Mar-
ken überschneiden (urteil des Gerichts (Sechste 
kammer) vom 10. März 2021, Rechtssache T-71/20, 
eclI:eu:T:2021:121).

keRRYGOlD vs. keRRYMAID

Die langjährigen Streitigkeiten zwischen den Mar-
ken kerrygold und kerrymaid wurden vom Gericht 
der eu im hinblick auf die geografische Wahrneh-
mung der Marken durch die Öffentlichkeit geprüft. 
ein Teil der Öffentlichkeit (sog. Verkehrskreise) 
assoziiert mit dem begriff „kerry“ ein bestimmtes 
geografisches Gebiet und betrachtet die so ge-
kennzeichneten erzeugnisse als aus Irland stam-
mend. einem anderen Teil der Öffentlichkeit ist ein 
solcher geografischer bezug jedoch nicht bekannt. 
Die Auswirkungen der geografischen Zuordnung 

der Marke wurden vom Gericht der eu in seiner 
jüngsten entscheidung vom März 2021 geprüft. 
 Das Gericht der eu kam zu dem ergeb-
nis, dass die bloßen irischen konnotationen des 
begriffs „kerry“, wie von der Rechtsmittelführerin 
vorgetragen, nicht ausreichen können, um nach-
zuweisen, dass die gesamte maßgebliche Öffent-
lichkeit (sog. Verkehrskreise) (im vorliegenden Fall 
eu-weit) den begriff „kerry“ als geografische her-
kunftsangabe für die von der älteren Marke erfass-
ten Waren auffasst. Dieses Argument kann daher 
nicht ausreichen, um zu dem ergebnis zu gelangen, 
dass die Marke keRRYGOlD nicht eintragungsfä-
hig war. Die durch die Rechtsmittelführerin beleg-
ten Daten, wonach kerry ein in der europäischen 
Öffentlichkeit bekanntes Reiseziel sei, kann nur für 
einen vernachlässigbaren Teil der eu-Öffentlich-
keit als relevant angesehen werden, sodass nicht 
davon ausgegangen werden kann, dass eine solche 
konnotation für alle eu-bürger offensichtlich ist. 
 In Anbetracht der vorstehenden Schluss-
folgerungen hat das Gericht der eu entschieden, 
dass die Gesamtwürdigung der Verwechslungsge-
fahr zwischen den beiden kollidierenden Marken 
für einen wesentlichen Teil der maßgeblichen Ver-
kehrskreise besteht, der den geografischen bezug 
der bezeichnung „kerry“ nicht kennt. Daher wurde 
der Schluss gezogen, dass zwischen den einander 
gegenüberstehenden Marken ein durchschnittli-
cher Grad an visueller Ähnlichkeit besteht und dass 
der name „kerry“, der beiden Marken gemeinsam 
ist, die Öffentlichkeit zu der Annahme verleiten 
kann, dass die angemeldete Marke mit der älteren 
Marke verwandt ist und diese ergänzt (urteil des 
Gerichts (Sechste kammer) vom 10. März 2021, 
Rechtssache T-693/19, eclI:eu:T:2021:124). 

The TIMe vs. TIMehOuSe

Dieser Streit über die Ähnlichkeit kollidierender 
Marken ist insofern interessant, als das Gericht 
der eu ihn auch im lichte der so genannten Ge-
genwirkungstheorie (counteraction theory) be-
trachtete. Für diese Theorie ist im Fall von Marken 
typisch, dass bestimmte (bildliche oder klangliche) 
Ähnlichkeiten zwischen Zeichen durch die begriff-
lichen Zeichen der kollidierenden Marken neutrali-
siert werden können. Die erfolgreiche Anwendung 
einer solchen neutralisierung wäre in der praxis 
möglich, wenn zumindest eines der fraglichen 
Zeichen eine völlig eindeutige bedeutung hat und 
wenn diese von den maßgeblichen Verkehrskrei-
sen eindeutig erkannt werden kann.
 Am 18. April 2017 meldete die chatwal 
hotels & Resorts llc (Italien; nachfolgend nur 
„chatwal“) eine eu-Wortmarke mit dem Wortlaut 
The TIMe an, insbesondere für Immobilien-, ho-
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tel- und Restaurantdienstleistungen (klassen 36 
und 43). Gegen die eintragung dieses Zeichens in 
das eu-Markenregister erhob die Timehouse be-
treiber Gmbh & co. kG (Deutschland; nachfolgend 
nur „Timehouse“) Widerspruch. Zur Stützung ihrer 
Ansprüche zog Timehouse ihre Wortmarke TIMe-
hOuSe heran (am 14. Oktober 2016 als eu-Marke 
unter der Anmeldungsnummer 15575401 einge-
tragen), die identisch für Immobilien-, hotel- und 
Restaurantdienstleistungen sowie für haar- und 
hautpflegeprodukte (klassen 3, 36 und 43) einge-
tragen ist. 
 Das Gericht der eu setzte sich mit den 
Argumenten der parteien auseinander und stellte 
fest, dass der in beiden bezeichnungen verwende-
te begriff „time“ („Zeit“) für die maßgeblichen Ver-
kehrskreise eine klare bedeutung hat. Die gegen-
ständlichen bezeichnungen beziehen sich nämlich 
auf „time“ identisch als einen abstrakten begriff, 
und auch eine Teilung der älteren Marke TIMe-
hOuSe in die begriffe „time“ und „house“ ändert 
daran nichts. Im übertragenen Sinne entspricht 
die ältere Marke eher einem Teilen von Zeit (time 
sharing) als den wörtlichen begriffen „Zeit“ und 
„haus“. nach Ansicht des Gerichts der eu ist auch 
der in der angemeldeten bezeichnung verwendete 
begriff „the“ im vorliegenden Fall für die unter-

scheidung der gegenständlichen bezeichnungen 
unerheblich. 
 Auf Grundlage dieser beurteilung kam 
das Gericht der eu zu dem Schluss, dass die kon-
zeptuelle Ähnlichkeit der gegenständlichen Mar-
ken durchschnittlich ist. Die Anwendung der Ge-
genwirkungstheorie (counteraction theory) wurde 
vom Gericht der eu abgelehnt, da im vorliegenden 
Fall kein besonders ausgeprägter (offensichtlicher) 
begrifflicher unterschied zwischen den Marken 
festgestellt wurde, der ihre visuelle und klangliche 
Ähnlichkeit überlagern würde (urteil des Gerichts 
(Zehnte kammer) vom 17. März 2021, Rechtssache 
T-186/20, eclI:eu:T:2021:147).

kontakt für weitere Informationen

Das einkommensteuer-Änderungsgesetz er-
möglicht den Vollstreckungsgläubigern im 
Jahr 2022 einen neuen Freibetrag für voll-
streckbare, nicht eingetriebene Forderungen. 
es ist befristet möglich, einen Freibetrag für 
voll streckbare, über eine längere Dauer nicht 
eingetriebene kleinforderungen mit einem 
nennwert i.h.v. höchstens cZk 1.500 abzu-
ziehen. Der Abzug ist möglich, wenn der Voll-
streckungsverwalter über die einstellung der 
Zwangsvollstreckung und die Gewährung des 
Freibetrags für nicht eingetriebene vollstreck-
bare Forderungen beschließt. Der Freibetrag 

beträgt 30 % des Forderungswertes abz. ne-
benforderungen, höchstens jedoch cZk 450 
für jede kleinforderung, deren Vollstreckung 
auf diese Weise eingestellt wird.

kontakt für weitere Informationen

Ing. Martina Šotníková
martina.sotnikova@roedl.com

Ing. Miroslav holoubek 
miroslav.holoubek@roedl.com

→ Steuern aktuell

neuer Freibetrag

JuDr. lucie kianková, bA
advokátka 
(Rechtsanwältin cZ)
Senior Associate
T +420 236 163 720 
lucie.kiankova@roedl.com
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→ Steuern aktuell

Die bestimmung eines gemeinsam geführten 
haushaltes für die Geltendmachung eines 
kinderfreibetrages

ende Juli, am 27.7.2021, gab das Oberste Verwaltungsgericht der Tschechischen Repub-
lik ein interessantes urteil unter Aktenzeichen 8 Afs 155/2019-46 aus. Dieses befasste 
sich mit der Frage, ob im Falle geschiedener eltern jeweils beide elternteile einen kin-
derfreibetrag für ein unterhaltsberechtigtes kind geltend machen können. 

von Martin Zeman
Rödl & partner prag 

Der entsprechende Rechtsstreit drehte sich um die 
beurteilung der Frage, ob der zweite elternteil, dem 
das Sorgerecht durch ein Gericht nicht zuerkannt 
wurde, einen kinderfreibetrag gemäß § 35bb des 
einkommensteuergesetzes der Tschechischen Re-
publik (eStG) und kindergeld für ein unterhaltsbe-
rechtigtes kind gemäß § 35c eStG geltend machen 
kann. Die beiden genannten Steuerermäßigungen 
können vom Steuerpflichtigen nur in Anspruch ge-
nommen werden, wenn das kind mit ihm in einem 
gemeinsam geführten haushalt lebt. Das Oberste 
Verwaltungsgericht hat sich daher in erster linie 
mit der Auslegung des begriffs des gemeinsam 
geführten haushalts befasst und ist zu folgenden 
Schlussfolgerungen gelangt, die unserer Auffas-
sung nach die gängige praxis bei der Geltendma-
chung von Steuerermäßigungen für unterhalts-
berechtigte kinder etwas abändern, wenn z.b. im 
Falle einer abwechselnden betreuung ein elternteil 
einen kinderfreibetrag und der andere elternteil 
eine Steuerermäßigung nach § 35c eStG für ein un-
terhaltsberechtigtes kind geltend macht.

–  Das Oberste Verwaltungsgericht (OVG) kam zu 
dem Schluss, dass die aktuelle Regelung des 
eStG davon ausgeht, dass ein unterhaltsberech-
tigtes kind nur einem haushalt angehören kann. 
nach Ansicht des Obersten Verwaltungsgerich-
tes kann nur in diesem Fall die Regel eingehalten 
werden, dass nur ein elternteil die Steuerermäßi-
gung geltend machen kann. 

  „… [37] Obwohl die Auslegung des Wort-
lauts eher darauf hindeutet, dass das 
einkommensteuergesetz es zulässt, Mit-
glied mehr als eines gemeinsam geführ-
ten haushaltes zu sein, kam das OVG 
mit blick auf die historische Auslegung 
von § 21e(4) des einkommensteuergeset-

zes und die teleologische Auslegung der 
rechtlichen Regelung zum kinderfreibe-
trag und zum kindergeld zu dem Schluss, 
dass ein kind für die Zwecke von § 35bb 
und 35c des einkommensteuergesetzes 
nur Mitglied eines gemeinsam geführten 
haushalts sein kann …“ 

–  Gleichzeitig erlaubt diese Regelung nach Ansicht 
des OVG nicht, dass der kinderfreibetrag im Ver-
anlagungszeitraum zwischen den beiden eltern-
teilen auf Grundlage einer Vereinbarung oder auf 
Grundlage des Verhältnisses des Sorgerechts 
oder gegebenenfalls eines anderen kriteriums 
aufgeteilt wird.

  „[39] Das Gericht fügt hinzu, dass die 
steuerlichen Regelungen nicht immer 
völlig rational sein müssen. es ist sich 
nämlich bewusst, dass sie im vorlie-
genden Fall beispielsweise dazu führen 
werden, dass der beschwerdeführer im 
betreffenden Veranlagungszeitraum den 
kinderfreibetrag nicht in Anspruch neh-
men konnte, obwohl die Mutter der min-
derjährigen Tochter, die das Sorgerecht 
für die Tochter hat, selbst keinen kinder-
freibetrag beantragt hat. es ist jedoch 
Sache des Gesetzgebers, das einkom-
mensteuergesetz an die unterschied-
lichen lebenssituationen von nicht 
vollständigen Familien anzupassen. es 
wäre nämlich logisch, diese Steuerer-
mäßigungen zumindest auf Grundlage 
einer Vereinbarung der elternteile zwi-
schen den beiden elternteilen oder auf 
Grundlage des betreuungsverhältnisses 
oder anderer kriterien aufzuteilen…“.

–  Das OVG kommt ferner zu dem Schluss, dass in 
Fällen, in denen ein kind abwechselnd von bei-
den elternteilen betreut wird, entschieden wer-
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den muss, in welchem haushalt die Merkmale 
eines gemeinsam geführten haushalts für die 
Zwecke der Geltendmachung eines kinderfrei-
betrages erfüllt sind. Das OVG sieht dann eine 
Vereinbarung beider elternteile als vorrangig 
für die bestimmung eines gemeinsam geführten 
haushalts im Sinne des eStG an.

  „… [41] bei abwechselnder betreuung 
und gemeinsamem Sorgerecht ist davon 
auszugehen, dass die eltern in erster 
linie eine einigung darüber treffen, wer 
von ihnen den kinderfreibetrag und das 
kindergeld geltend machen wird, wie 
es bei eltern der Fall ist, die in einem 
gemeinsam geführten haushalt leben. 
Da das kind in einem solchen Fall tat-
sächlich faktisch im haushalt beider 
elternteile leben wird, obliegt es diesen, 
zu bestimmen, welchem gemeinsam ge-
führten haushalt das kind im Sinne des 
einkommensteuergesetzes angehört…“. 

–  Treffen die elternteile keine einigung, so obliegt 
es den Steuerbehörden festzustellen, bei wel-
chem elternteil das kind objektiv mehr Zeit ver-
bringt oder - wenn es bei beiden die gleiche Zeit 
verbringt - in welchem haushalt sonstige Merk-
male mehr erfüllt sind. 

  „… [41] Wenn jedoch beide elternteile 
den kinderfreibetrag und das kinder-
geld geltend machen sollten und jeder 

von ihnen behauptet, dass das kind mit 
diesem elternteil einen gemeinsam ge-
führten haushalt bildet, obliegt es dem 
Finanzamt festzustellen, bei welchem 
elternteil das kind objektiv mehr Zeit 
verbringt (siehe vorstehender punkt) 
oder – wenn es bei beiden die gleiche 
Zeit verbringt – in welchem haushalt 
dessen sonstigen Merkmale mehr er-
füllt sind…“.

Wir werden sehen, wie die Finanzämter auf die-
ses urteil reagieren werden – ob es zu einer Än-
derung des einkommenssteuergesetzes und zur 
Festlegung klarer Regeln für die Geltendmachung 
des kinderfreibetrags im Falle geschiedener eltern 
kommt, wie das Oberste Verwaltungsgericht vor-
schlägt.

kontakt für weitere Informationen

Ing. Martin Zeman
daňový poradce
(Steuerberater cZ)
Senior Associate
T +420 236 163 243 
martin.zeman@roedl.com

Verbrauchsteuern, wie wir sie heute kennen, 
sind für ein breites Sortiment von produkten 
zu bezahlen, sei es eine breite palette von Mi-
neralöl, Alkohol, bier, Wein oder verschiedene 
Tabakwaren. Im tschechischen Steuersystem 
gelten sie als indirekte, selektive Steuern. 
Zentrales Motiv für ihre erhebung sind öf-
fentliche einnahmen. Darüber hinaus spielen 
sie eine wichtige Rolle bei bemühungen des 
Staats, den Verbrauch so genannter Risikogü-
ter zu reduzieren. Die Verbrauchsteuern sind 
in den Mitgliedstaaten stark harmonisiert 
– dies bedeutet u.a., dass verbrauchsteuer-
pflichtige Waren einheitlich definiert sind. 
 Im Zusammenhang mit der immer 
stärker werdenden Tendenz, die zollrechtli-
che behandlung von Verbrauchsteuern mit 

dem Steuersystem effizienter zu verknüpfen, 
hat das Finanzministerium kürzlich neurege-
lungen des Verbrauchsteuergesetzes zur um-
setzung der eu-Richtlinie vorgestellt. Durch 
dieses Änderungsgesetz sollten einheitliche 
eu-Vorschriften im bereich Verbrauchsteu-
ern implementiert werden, wobei durch eine 
weitgehende Digitalisierung die Steuerhinter-
ziehung noch stärker eliminiert werden soll-
te. eine wichtige neuerung besteht in einem 
elektronischen System zur Überwachung der 
beförderung verbrauchsteuerpflichtiger, zum 
zollrechtlich freien Verkehr überlassener Wa-
ren in den einzelnen europäischen Staaten.
 Durch die einführung dieses Instru-
ments entfallen bei erwerbern von verbrauch-
steuerpflichtigen Waren viele zeitintensive 

→ Steuern aktuell

Verbrauchsteuer-Änderungsgesetz
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→ Steuern aktuell

Gilt ein Vorstandsvorsitzender als unternehmer?

Das neue urteil des Obersten Verwaltungsgerichts 3 Afs 82/2019-38 vom Juni dieses 
Jahres befasst sich wiederum mit der Streitfrage, ob gesetzliche Vertreter bei Ausübung 
ihres Amts als unternehmer gelten. Welche Schlussfolgerunen wurden gezogen?

von klára Sauerová, Johana cvrčková
Rödl & partner prag 

Im entwurf des umsatzsteuer-Änderungsgeset-
zes aus dem Jahr 2018 wurde vorgeschlagen, den 
begriff unternehmer ab dem Jahr 2019 neu zu 
definieren, wodurch die Geschäftsführung in be-
stimmten Fällen eine gewerbliche oder berufliche 
Tätigkeit darstellen würde und einige Geschäfts-
führer verpflichtet wären, von kleinunternehmern 
zu unternehmern zu optieren, wodurch ihre bezü-
ge umsatzsteuerpflichtig wä ren. 
 nach dem Änderungsvorschlag des Se-
nats wurde diese neuregelung in das am 01. April 
2019 in kraft getretene umsatzsteuer-Änderungs-
gesetz nicht aufgenommen. nach uStG gelten Ge-
schäftsführerbezüge weiterhin als einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit, Geschäftsführer wer-
den dann als nichtunternehmer betrachtet. 

 Obwohl über den Änderungsvorschlag 
nicht abgestimmt wurde, wurde das Thema inten-
siv diskutiert, da u.a. zu klären wäre, wie andere 
gesetzliche Vertreter (nicht nur Geschäftsführer) 
behandelt werden sollten. Als leitfaden dient nun 
das urteil des Obersten Verwaltungsgerichts über 
die Tätigkeit eines Vorstandsvorsitzenden. 
 Das Oberste Verwaltungsgericht be-
fasste sich damit, dass ein Vorstandsvorsitzender 
seine bezüge nach einem Mandatsvertrag mit um-
satzsteuer berechnet hat, wobei das Finanzamt 
den Vorsteuerabzug beim Rechnungsempfänger 
mit dem Argument abgewiesen hat, dass der Vor-
standsvorsitzende einkünfte aus nicht selbständi-
ger Arbeit bezieht und als nichtunternehmer gilt. 
 bezugnehmend auf seine frühere Recht-
sprechung wies das Oberste Verwaltungsgericht 
erneut darauf hin, dass bei Vorstandsvorsitzenden 
Merkmale für eine selbständige Arbeit erfüllt sind, 

verwaltungstechnische Aufgaben. Den Steuer-
verwaltungen selbst sollte dieses Instrument 
die Straffung der Steuerverwaltung, die Stär-
kung von kontrollmechanismen und die Re-
duzierung der Steuerhinterziehung im bereich 
Verbrauchsteuern ermöglichen.
 Das Änderungsgesetz, das am 1. no-
vember 2022 bzw. am 13. Februar 2023 in kraft 
treten soll, wurde über die Regierung schon an 
Verbände weitergeleitet. Seine Verabschiedung 
hängt vom anschließenden Gesetzgebungsver-
fahren ab. Über die weitere entwicklung und 

die endgültige Fassung des Änderungsgeset-
zes werden wir Sie in unserem newsletter in-
formieren.

kontakt für weitere Informationen

Ing. Robert němeček
robert.nemecek@roedl.com

Ing. Filip Straka
filip.straka@roedl.com
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da Vorstandsvorsitzende bei Ausübung des Amts 
unabhängig sind, die Geschäftsleitung überneh-
men und gewissermaßen für verursachte Schäden 
haften. liegen diese Merkmale vor, gilt die Tätigkeit 
von Vorstandsvorsitzenden als gewerbliche oder 
berufliche Tätigkeit. Die Gesellschaft war daher 
berechtigt, die durch den Vorstandsvorsitzenden 
in Rechnung gestellte umsatzsteuer als Vorsteuer 
abzuziehen. 
 In diesem urteil sowie in einem ähnli-
chen urteil des Obersten Verwaltungsgerichts aus 
dem Jahre 2016 über einen Geschäftsführer einer 
Gesellschaft mit beschränkter haftung wurde 
festgestellt, dass das tschechische umsatzsteu-
ergesetz in diesem punkt mit der Mehrwertsteu-
errichtlinie nicht übereinstimmt. es kann erwartet 
werden, dass dieses Thema durch den Gesetzge-
ber erneut eröffnet wird und entsprechende Ände-
rungen des umsatzsteuergesetzes vorgenommen 
werden. 

kontakt für weitere Informationen

Ing. klára Sauerová 
daňová poradkyně
(Steuerberaterin cZ)
Senior Associate 
T +420 236 163 280
klara.sauerova@roedl.com

Ing. Johana cvrčková 
daňová poradkyně
(Steuerberaterin cZ)
T +420 236 163 249
johana.cvrckova@roedl.com

Am 17. September 2021 wurde in prag durch 
Vertreter der Generalfinanzdirektion der 
Tschechischen Republik und der Finanzver-
waltung der Slowakischen Republik ein Ab-
kommen über ein gemeinsames Vorgehen 
beim Informationsaustausch unterzeichnet. 
 beide beteiligten Seiten bekräftigten 
mit dem gegenständlichen Abkommen den 
wachsenden Trend hin zu einer Stärkung der 
gegenseitigen beziehungen im bereich der Fi-
nanzverwaltung zwischen den Mitgliedstaa-
ten der europäischen union. Die kooperation 
auf dem Feld des Informationsaustausches 
geht prinzipiell von den Regeln der Organisa-
tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
entwicklung (OecD) und der entwicklung hin 
zu einem automatischen Austausch von Da-
ten aus.
 Die Slowakei ist für die Tschechische 
Republik historisch ein wichtiger handels-

partner, was sich selbstverständlich in der 
Intensität und der Anzahl der grenzüber-
schreitenden Transaktionen niederschlägt. 
 Die bisher bereits sehr intensive ko-
operation mit der slowakischen Finanzver-
waltung dürfte sich durch diesen Schritt 
noch einmal vertiefen, was sich insbesonde-
re auf den kampf gegen Steuerbetrug – lokal 
wie international – auswirken dürfte.

kontakt für weitere Informationen

Ing. Robert němeček
robert.nemecek@roedl.com

Ing. Filip Straka
filip.straka@roedl.com

→ Steuern aktuell

Stärkung der bilateralen Zusammenarbeit 
zwischen Tschechien und der Slowakei
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Die Abgeordnetenkammer hat als Reaktion 
auf die dynamische entwicklung des Online-
handels das diesjährige umsatzsteuer-Än-
derungsgesetz verabschiedet. Da der Senat 
das umsatzsteuer-Digitalgesetz ende Juli mit 
Änderungsvorschlägen an die Abgeordneten-
kammer zugeleitet hat, musste die Abgeord-
netenkammer das Änderungsgesetz erneut 
besprechen. Die meisten Änderungen treten 
mit Veröffentlichung des Änderungsgesetzes 
im Gesetzblatt in kraft. 
 In unseren newslettern vom Mai, Juni 
und Juli haben wir Sie über alle Änderungen 
detailliert informiert. es ändern sich die Vor-
schriften für den Onlinehandel und die er-
bringung bestimmter sonstiger leistungen an 
endverbraucher aus anderen Mitgliedstaaten, 

die bisherige Steuerbefreiung der einfuhr von 
kleinsen dungen bis 22 euR wird abgeschafft 
und es werden neue Aufzeichnungspflichten 
für unterstützend tätige plattformen (elektro-
nische Schnittstellen wie z.b. portale, Websi-
tes oder elektronische Marktplätze) eingeführt. 
Die umsatzsteuer wird verstärkt im land des 
Verbrauchs erhoben, die einzige Anlaufstelle 
(One Stop Shop) wird an bedeutung gewin-
nen.

kontakt für weitere Informationen

Ing. klára Sauerová 
klara.sauerova@roedl.com

→ Steuern aktuell

Verabschiedung des umsatzsteuer-
Digitalgesetzes

→ Steuern aktuell

euGh: Vermittlung einer Garantie gilt als 
steuerfreie sonstige leistung, die einen 
Vorsteuerabzug ausschließt

In seinem urteil in der Rechtssache c-695/19 befasste sich der euGh mit der umsatz-
steuerlichen beurteilung der Vermittlung einer Garantie und dem Abzug der Vorsteuer für 
Vorleistungen.

von Michael pleva, paulína kesziová
Rödl & partner prag 

Radio popular, eine portugiesische Gesellschaft, 
verkaufte haushaltsgeräte und eDV-Anlagen. Sie 
bot ihren kunden über die Gewährleistungsdauer 
hinaus eine Garantie an, wobei sie sich bei liefe-
rung von mangelhaften Waren zu einer nachbes-
serung (Reparatur) oder einer nachlieferung (er-
satzlieferung) verpflichtet hat. Diese leistungen 
ergaben sich aus einem Versicherungsvertrag, der 
von einer Versicherungsgesellschaft mit kunden 
der Radio popular abgeschlossen wurde.

Die Radio popular hat den 
vollen Vorsteuerabzug 
für alle an sie erbrach-
ten sonstigen leistungen 
vorgenommen, da sie 
die Garantie als Vermitt-
lungsleistung betrach-
tete, die umsatzsteuerfrei ist und bei ermittlung 
des Verhältnisses zwischen steuerpflichtigen und 
steuerfreien umsätzen, nach dem eine kürzung 
des Vorsteuerabzugs erfolgt, nicht zu berücksich-
tigen ist. 

neWSleTTeR TSchechISche RepublIk
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Vermittlung einer Garantie ist 
als Versicherungsumsatz zu 
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 bei der Außenprüfung der Radio popu-
lar hat das Finanzamt jedoch festgestellt, dass die 
Vermittlung der Garantie bei ermittlung des Ver-
hältnisses zwischen steuerpflichtigen und steuer-
freien umsätzen zu berücksichtigen ist, da es sich 
um keine Vermittlungsleistung, sondern um eine 
Versicherungsleistung handelt. Der volle Vorsteu-
erabzug wurde abgewiesen. 
 In diesem Zusammenhang sollte der 
Gerichtshof der europäischen union entscheiden, 
ob die Vermittlung von Versicherungsleistungen 
zu „nebenumsätzen des Geldverkehrs" gehört, die 
bei der kürzung des Vorsteuerabzugs nicht berück-
sichtigt werden.
 Der euGh bestätigte zuerst, dass es sich 
tatsächlich um eine steuerfreie sonstige leistung 
handelt, da durch die Radio popular im Wesentli-
chen eine Garantie für gekaufte Waren übernom-
men wird, die durch einen Versicherungsvertrag 
vereinbart wird. Die Gesellschaft Radio popular 
ist daher berechtigt, ihre umsätze steuerfrei aus-
zuführen. Andererseits kann die Vermittlung einer 
Garantie keine Gewährung oder Vermittlung von 
krediten darstellen, da es sich um eine Versiche-
rungsleistung handelt. Aus diesem Grund bestä-
tigte der euGh die Auffassung des Finanzamtes, 
dass die Übernahme der Garantie nicht als neben-
umsatz des Geldverkehrs gelten kann, der bei der 
kürzung des Vorsteuerabzugs nicht berücksichtigt 
wird. 
 Die entscheidung des euGhs ist auch 
in Tschechien anwendbar, da die Vermittlung einer 

Garantie als steuerfreie Versicherungsleitung gilt, 
die einen Vorsteuerabzug ausschließt. Die unter-
nehmer sind nicht berechtigt, die Vorsteuer für zu-
rechenbare Vorleistungen abzuziehen und müssen 
auch für sonstige leistungen, die für eigene steu-
erpflichtige und steuerfreie sonstige leistungen 
beansprucht werden, einen teilweisen Vorsteuer-
abzug vornehmen.

kontakt für weitere Informationen

Ing. Michael pleva
daňový poradce
(Steuerberater cZ)
Senior Associate 
T +420 236 163 232
michael.pleva@roedl.com

Ing. paulína kesziová
daňová poradkyně
(Steuerberaterin cZ)
T +420 236 163 221
paulina.kesziova@roedl.com

Durch das Schreiben der Finanzverwaltung 
D-50 wurden das Format und die Struktur von 
Datenübermittlungen neu geregelt. Formular-
daten, deren Format und Struktur gesetzlich 
vorgeschrieben sind, sind an das Finanzamt 
in einer XMl-Datei zu übermitteln. Formular-
daten, deren Format und Struktur gesetzlich 
nicht vorgeschrieben sind (z.b. Stundungsan-
träge, einsprüche), können nach wie vor z. b. 
in einer pDF-Datei übermittelt werden).

kontakt für weitere Informationen

Ing. Martina Šotníková
martina.sotnikova@roedl.com

Ing. Miroslav holoubek 
miroslav.holoubek@roedl.com

→ Steuern aktuell

Die Finanzverwaltung hat das Format und die 
Struktur von Datenübermittlungen geändert
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Dieser newsletter ist ein unverbindliches Informationsangebot und dient 
allgemeinen Informationszwecken. es handelt sich dabei weder um eine 
rechtliche, steuerrechtliche oder betriebswirtschaftliche beratung, noch 
kann es eine individuelle beratung ersetzen. bei der erstellung des news-
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